
Seit der Fusion der Fachgruppen 
Verlage, Druck, Papier (VDP) und 
Industrie/Industrielle Dienstleis-
tungen zum 1. Januar 2022 hat-
ten sich die beiden Vorstände der 
Fachgruppen für den Übergang 
zusammengeschlossen. Jetzt gibt 
es nach der Wahl bei der Bundes-
fachgruppenkonferenz Mitte 
 Februar den ersten gewählten 
DVPI-Bundesfachgruppenvor-
stand. 

Bei der Fachgruppenkonferenz 
ging es auch um eine weitere 
 Fusion, die des Fachbereichs Me-
dien, Kunst und Industrie mit den 
alten Fachbereichen 1, 2 und 9 
zum neuen Fachbereich A Finanz-
dienste, Kommunikation und 
Technologie, Kultur, Ver- und Ent-
sorgung. Fachbereichsleiter und 
ver.di Bundesvorstandsmitglied 
Christoph Schmitz wurde für seine 
Rede wegen Corona aus dem 

Homeoffice zugeschaltet. Er lobte 
das Engagement der Haupt- und 
Ehrenamtlichen bei der Gründung 
des FB A und dankte allen, die auf 
Bundes- und Landesebene in den 
Gründungsvorständen dazu  bei -
getragen haben, das Gesicht der 
Fachgruppe DVPI zu bewahren. 
 
„Schwierige Zeiten“ sind es 
durch Pandemie, Krieg und Infla-
tion. Von den Gewerkschaften 

werde Lohnzurückhaltung gefor-
dert, während die Unternehmens-
gewinne steigen. Aber ver.di 
werde die berechtigten Forderun-
gen mit Nachdruck vertreten, die 
Einkommen in den Branchen von 
DVPI hinkten der allgemeinen 
Entwicklung und den Preissteige-
rungen hinterher.  
 
Ziel ver.dis sei aber nicht nur die 
Steigerung der Reallöhne, son-
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Bei der Bundesfachgruppenkonferenz wurde der erste Bundesvorstand der neuen Fachgruppe 
Druck, Verlage, Papier und Industrie (DVPI) gewählt. 

Erster gewählter Vorstand 
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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,  
liebe Freundinnen 
und Freunde, 
 
als Mitglied des neuen Ge-
schäftsführenden Vorstands un-
serer Bundesfachgruppe DVPI 
möchte ich mich kurz vorstellen:  
 
Im Jahr 2010 ließ ich mich das 
erste Mal auf die Liste für den 
Betriebsrat der Bayer AG in Le-
verkusen aufstellen und bekam 
auf Anhieb so viele Stimmen, 
dass ich direkt in die Freistellung 
kam. Hier wurde ich in dem Be-
reich Arbeits-, Gesundheits- und 
Umweltschutz besonders aktiv. 
Meine persönliche Priorität lag 
aber immer schon auf der per-
sönlichen Betreuung meiner Kol-
leginnen und Kollegen im Be-
trieb. Es ist für mich die größte 
Freude, den Leuten vor Ort hel-
fen zu dürfen.   
 
Im selben Jahr, also bereits seit 
13 Jahren, wurde ich bei ver.di in 

die Vorstände der Landes- und der 
Bundesfachgruppe Industrie und 
Industrielle Dienstleistungen ge-
wählt und behielt diese Positio-
nen seitdem. Die Verknüpfung zur 
Gewerkschaft ist für mich essen-
ziell, da man hier bereits die 
 Weichen für die Zukunft der Fach-
gruppe stellen kann. 
 
Als alleinerziehende Mutter und 
mit einer Teilzeitbeschäftigung 
war dies nicht immer einfach. Zu-
sätzlich zu meiner  Betriebsrats -
arbeit waren nun noch Termine 
mit ver.di zu koordinieren. Doch 
die Arbeit hat mir immer sehr viel 
Spaß gemacht und ich hatte die 
Möglichkeit sehr viel dazu zu 
 lernen.  
 
Als Mutter liegt mir natürlich 
auch die Zukunft der Jugend am 
Herzen. Als Gewerkschafterin 
hoffe ich auf eine Zukunft mit 
mehr tarifgebundenen Betrieben 
und qualifizierten Ausbildungs-
stellen mit anschließenden unbe-
fristeten Übernahmen. Doch nur 
gemeinsam können wir diese 
Ziele erreichen. 

 
Der Jugend in unserer Fachgruppe 
DVPI und allen anderen  Fach -
gruppen kann ich nur zurufen:               
Macht mit! Man lernt hier tolle 
Leute kennen und die Arbeit 
macht Spaß! Alles, was man bei 
dieser Arbeit lernt, kann Euch im 
Arbeitsleben helfen.  
 
Im Zuge der Umstrukturierungen 
bei ver.di haben wir auf der Kon-
ferenz am 11. und 12. Februar 
2023 den Zusammenschluss zur 
neuen Fachgruppe Druck, Verlage, 
Papier und Industrie (DVPI) mit 
der Wahl eines neuen Vorstands 
abschließend gemeistert.  Glück -
licherweise haben sich unsere 
 Gruppen bereits vor den offiziel-
len Wahlen untereinander ausge-

tauscht, so dass die neue Zusam-
menarbeit direkt durchstarten 
kann.  
 
Es freut mich, dass ich nicht nur 
in der neuen Bundesfachgruppe 
DVPI im Vorstand bestätigt 
wurde. Nun habe ich das große 
Glück, auch im Geschäftsführen-
den Vorstand mitwirken zu dür-
fen. Auf die Zusammenarbeit mit 
den Kolleginnen und Kollegen 
freue ich mich schon sehr. Unser 
Zusammenschluss zeigt, dass 
wirklich gute Arbeit geleistet 
werden kann, auch wenn wir 
aus vier verschiedenen Branchen 
kommen. Wir sind ein gutes 
Team und ich schaue zuversicht-
lich in die Zukunft. 
 
Meinen neuen Aufgaben im Prä-
sidium der Bundesfachgruppe 
stelle ich mich gerne und bin 
schon gespannt, was in den 
nächsten Jahren auf uns zu 
kommt. W 
 
Andrea Eisfelder 
Mitglied im Geschäftsführenden 
 Vorstand DVPI

 Februar 2023
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dern auch die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen. Schwierig 
sei oft die Abwägung des Kündi-
gens von Tarifverträgen, denn 
einer drohenden Tariflosigkeit 
müsse eine durchsetzungsfähige 
Gewerkschaft entgegenstehen. In 
der Druckindustrie, wo die ver.di-
Mitglieder hartnäckig geblieben 
sind, haben die Arbeitgeber Kom-
promisse gemacht, so Schmitz. 
 
Hartnäckigkeit sei auch im Fall 
des Kahlschlags bei Gruner + Jahr 
nötig, wo Bertelsmann viele Zeit-
schriftentitel veräußern will. In 
den Vorständen säßen keine Jour-
nalist*innen, sondern Betriebs-

wirt*innen. Hier „müssen die 
 Gewerkschaften Flagge zeigen“, 
 betonte Schmitz. Gegen den Kahl-
schlag bei Gruner + Jahr verab-
schiedete die Konferenz  ein -
stimmig eine Resolution mit der 
Forderung, Arbeitsplätze und 
 Medienvielfalt zu erhalten. 
 
Anette Jacob und Thomas Hagen-
hofer vom Zentral-Fachausschuss 
Berufsbildung Druck und Medien 
(ZFA) berichteten über neue Be-
rufe wie „Gestalter*in immersiver 
Medien“ und die Situation der 
Auszubildenden. Die Digitalisie-
rung spiele für Produkte eine 
immer größere Rolle. Der belieb-
teste Beruf bleibt „Mediengestal-

ter*in Digital und Print“, die 
Über nahmequote ist hoch. W  

        ub/sus

 DVPI-Bundes vorstand 
Aus dem Industrie-Bereich sind im 
neuen Bundesvorstand Ralf-Dieter 
Wolfahrth (B-W), Thomas Gütle 
(Bay), Ralf Olbrich (B-B), Andrea 
Eisfelder und Werner Filipowski 
(beide NRW). Als Stellvertreter*in-
 nen: Wolfgang Kienzle (B-W) und 
Ulrich Bareiß (Bay), beide  lang -
jährige Mitglieder des Bundesvor-
stands der früheren Fachgruppe 
Industrie, sowie Michèle Grund 
(Bay), Doris Stallkamp und Wolf-
gang Gräbing (beide NRW). 
In den geschäftsführenden Vor-
stand wurden Andrea Eisfelder, 
Elke Lang (B-W) und Torsten 
Friedrich (Bay) gewählt. 
Alle Namen: 
https://kurzelinks.de/127x 

Weiter von Seite 1

Tarifrunde PPKV 
Warnstreiks für 
10,5%-Forderung 
 
In den Tarifverhandlungen für 
die Beschäftigten in der Papier, 
Pappe und Kunststoffe verarbei-
tenden Industrie (PPKV) fordert 
ver.di 10,5 Prozent mehr Ent-
gelt, für die Azubis 150 Euro 
mehr pro Monat. Das Angebot 
von 4,1 Prozent ab 1.10.2023 
hatte ver.di wegen der acht Null-
 monate und der Laufzeit von 27 
Monaten als zu nie drig abge-
lehnt. Die Arbeitgeber machten 
die Akzeptanz der angebotenen 
Inflationsausgleichsprämie zur 
Vorbedingung für Verhandlun-
gen über prozentua le Steigerun-
gen und Laufzeit. Warnstreiks 
haben begonnen. Nächste Ver-
handlung ist am 7. März. W 
  

Bayer 
Wechsel an der 
Spitze 
 
Bei Bayer mit weltweit rund 
100.000 Beschäftigten gibt es 
einen Wechsel: Werner Bau-
mann geht, Bill Anderson, zu-
letzt Roche Pharma, kommt. 
Baumann hatte 2018 den Kauf 
von Monsanto verantwortet, 
durch den Bayer in Prozesse 
verwickelt ist. Gerade hat der 
Oberste Gerichtshof Brasiliens 
Bayer zur Rückzahlung von 250 
Millionen Dollar Lizenzgebüh-
ren an brasilianische Bauern 
verurteilt. Die Gewerkschaft IG 
BCE warnt vor einer Zerschla-
gung des Konzerns in seine 
drei Sparten Pharma, Medika-
mente (Consumer Health) und 
Agrarchemie. W                        sus 

Fielmann 
Expansion und 
neues Werk 
 
Die Fielmann AG mit europa-
weit über 900 Filialen, rund 
600 in Deutschland, expandiert 
in Spanien durch Übernahme 
der Medical Óptica Audición. 
Fielmann wächst in Süd- und 
Osteuropa und investiert 65 
Millionen Euro in ein neues 
Werk in Chomutov in Tsche-
chien. Fielmann hat über 
22.640 Mitarbeiter*in nen und 
in Schloss Plön eine eigene 
Akademie. Im Aufsichtsrat ver-
treten Frank Schreckenberg, 
ver.di- Bundesverwaltung, und 
Sieglinde Frieß, ver.di- Landes -
bezirk Nord, neben  Fielmann-
Beschäftigten die In te ressen 
der Mitarbeiter*innen.  W    sus
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Konzentration: (von links) Jan Schulze-Husmann, auch für Apollo zuständig, 
Andreas Fröhlich, früherer VDP-Leiter, jetzt ver.di-Personalverantwortlicher, 
Rachel Marquardt, Fachgruppenleiterin DVPI, und Frank Schreckenberg, 
 Verhandlungsführer bei PPKV.
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Ende November 2022 ist die 
Studie „Smart Cities in 
Deutschland 2022 – Technolo-
gie, Anwendungsfälle und 
 Partizipation“ erschienen. Für 
die Studie von Wissenschaft-
ler*innen der TU München 
sind 115 Expert*innen aus  
107 Städten befragt worden. 
 
Die Untersuchung will zeigen, wo 
deutsche Städte aller Größen be-
züglich ihrer Smart-City-Zielbilder 
stehen, was ihnen wichtig ist, und 
wie sie Technologien wie insbe-
sondere Low Power Wide Area-
Netzwerke einsetzen, um ihrem 
Zielbild näher zu kommen. 
 
Bei der Online-Veranstaltung des 
Münchner Kreises in der Reihe zu 
„Smart Cities“ erläuterte Profes-
sor Dr. Joachim Henkel von der TU 
München den Teilnehmer*innen 
die Befragungsmethode und die 
gestellten Fragen der Studie. Seit 

2016 sei ein starker Anstieg der 
Anwendungsfälle zu beobachten. 
Dabei setzen die Städte unter-
schiedliche Technologien ein. Er-
folgsmodelle werden allerdings 
eher selten  kopiert. Wichtig sei 
auf jeden Fall eine hohe IT-Sicher-
heit, die  Un abhängigkeit von 
 Dritten und ein niedriger  Energie -
verbrauch. LoRaWAN und Sigfox 
seien die häufigsten Anbieter. 
 
Meist bauen die Städte das Netz 
selbst für die eigene Nutzung auf. 
Sie treten aber auch als Anbieter 
auf und bieten eine kostenlose 
Nutzungsmöglichkeit. Dreiviertel 
der untersuchten Städte befür-
worten eine offene Smart City, 
damit sei es für die Bürger*innen 
transparent. 
 
Überwiegend ist die Anwendung 
im Bereich Verkehr zu sehen, 
unter anderem beim  Parkplatz -
management. Fast alle smarten 

Städte beginnen damit. Aber auch 
die Bereiche Energieversorgung, 
Umweltüberwachung und Gebäu-
demanagement sind stark  aus -
geprägt. 
 
Was sind die fünf wichtigsten Er-
kenntnisse der Studie? Bei über  
80 Prozent der befragten Städte 
ist die Verwaltung die treibende 
Kraft. Das System LoRaWAN wird 
am häufigsten eingesetzt, da es 
preisgünstig sei und sich zum 
Ausprobieren eigne. Die Unab-
hängigkeit von Dritten ist den 
Städten wichtig. Die Städte sehen 
eine bessere Ausführung ihrer 
Aufgaben und eine erhöhte 
 Attraktivität der Stadt für die Bür-
ger*innen bei smarten Anwen-
dungen. Im Verkehrsbereich wer-
den sie am häufigsten eingesetzt. 
 
Da der Begriff „Smart City“ bei 
vielen Menschen negativ besetzt 
sei, müsse die Information und 

aktive Einbindung der Bürger*in-
 nen bei der Einführung verbessert 
werden. Bürger*innen seien 
 Ideengeber und Innovatoren und 
als Steuerzahler die indirekten 
 Investoren. Zudem sind sie Ziel-
gruppe und User, daher biete sich 
ein Open-Data-System an. 
 
In der abschließenden Diskussion 
wurde bemerkt, dass Deutschland 
bei „Smart City“ immer noch ein 
Entwicklungsland sei. Federfüh-
rende Städte sind Kopenhagen, 
Barcelona und Singapur. Aber 
auch Ulm geht in Deutschland mit 
gutem Beispiel voran. W 

 
Ulrich Bareiß 
 
https://kurzelinks.de/6zei  
www.muenchner-kreis.de   
https://lora.ulm-digital.com/

Ralf Olbrich ist Augenoptiker 
und vertritt seine Kolleginnen 
und Kollegen im Vorstand  
der Bundesfachgruppe Druck, 
 Verlage, Papier und Industrie. 
Olbrich ist ebenfalls Mitglied 
des Landesfachgruppenvor-
stands Berlin-Brandenburg. 
Drei kurze Fragen an Ralf 
 Olbrich: 
 
Du bist seit Mai 2022 im Be-
triebsrat von Apollo Optik. Du 
hast dich bisher schon lange 
im Wirtschaftsausschuss enga-
giert. Warum hast du dich  
für die Kandidatur für den 
 Betriebsrat entschieden?                                                                                                                                   
Ja, ich bin seit Mai Betriebsrat bei 
Apollo. Gewählt wurde ich von 
den zuständigen BR-Gremien zum 
stellvertretenden Vorsitzenden 
des Zentralbetriebsrat und stell-
vertretenden Vorsitzenden des 

Gesamtbetriebsrat. Weiterhin bin 
ich immer noch Sprecher/Vorsit-
zender des Wirtschaftsausschus-
ses. Ich habe als Betriebsrat 
 kandidiert, damit die einzelnen 
 Filialmitarbeiter*innen bei Apollo 
in Deutschland bestmöglich ver-
treten werden. 
 
Was sind deine vorrangigen 
Themen und Ziele im Betriebs-
rat?   
Mein Ziel ist es, die einzelnen 
 Kollegen*innen in den Filialen zu 
besuchen, nach ihren  Arbeits -
bedingungen zu fragen und ihnen 
unsere Betriebsratsarbeit näher 
zu bringen.  Zusätzlich lernen 
mich die Kolleg*innen persönlich 
kennen und haben dann für künf-
tige Fragen oder Probleme eine 
Ansprechperson persönlich ken-
nengelernt. Ein Feedback hilft 
und erleichtert dann auch dem 

Gremium, die Betriebsratsarbeit 
zu verbessern.  
 
Apollo ist Teil des globalem 
Konzerns EssilorLuxottica.  
Wie können die Betriebsräte 
in den verschiedenen Ländern 
zusammenarbeiten, in der EU 
oder sogar weltweit?                                                                                           
Es gibt die Möglichkeit, einen EU-
Betriebsrat zu gründen und mit 
den Betriebsräten aus den ande-
ren EU-Ländern Kontakt und ent-
sprechenden Austausch herzustel-
len.  Dieser Weg ist sehr komplex. 
Es ist nicht einfach, einen Kon-
sens herzustellen, aber es ist auch 
nicht unmöglich. Wir arbeiten 
daran. W 
 
Die Fragen stellte Susanne 
 Stracke-Neumann

Apollo Optik 

Im Einsatz für die 
 Filialmitarbeiter*innen

Der italienisch-französische 
Konzern EssilorLuxottica („Ray 
Ban“) hat im Juli 2021 den nie-
derländischen Optik-Konzern 
Grand-Vision übernommen, zu 
dem Apollo-Optik seit 1998 ge-
hört. EssilorLuxottica hat welt-
weit rund 180.000 Beschäftigte. 
Grand-Vision, seit Ende 2021 zu 
über 99 Prozent im Besitz von 
EssilorLuxottica, zählt mehr als 
7200 Optik-Läden in Europa.  
Zu Apollo-Optik gehören rund 
900 Filialen. Der bisherige Ge-
schäftsführer (CEO) von Apollo, 
Dr. Jörg Ehmer, hat die Firma im 
Februar 2023 nach neun Jahren 
verlassen. Nachfolger wird 
Nihat Aydin, bisher Managing 
Director und vorher bei Atasun 
Optik in der Türkei. W  

            sus 

Optik-Konzern 

Wechsel bei 
Apollo Optik

Digitalisierung 

Wie smart sind deutsche Städte?
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„Energie für Alle – aber wel-
che und zu welchem Preis?“ 
war das Thema einer Online-
Veranstaltung des Fachbe-
reichs A von ver.di Mittelfran-
ken zum Energieverbrauch  
und Energiesparen. 
 
Tanja Haas, freigestellte Betriebs-
rätin bei N-Energie und gelernte 
Technikerin, führte in ihrem Vor-
trag die Teilnehmer*innen zum 
besseren Verständnis zunächst in 
die Welt der Zahlen. Wie sie er-
klärte, teilt sich der Energiever-
brauch in vier etwa gleich ver-
brauchsintensive Sektoren mit 
600 – 665 Terawattstunden im 
Jahr (TWh/Jahr): Verkehr (27%), 
Industrie (21,5%) und Haushalte 
(28,6%) sowie dem Gewerbe mit 
365 TWh/ Jahr (15,7%) auf. Wäh-
rend der Verkehr als Primärener-
gieträger zu 92 Prozent auf Mine-
ralöl setzt, sind es im Haushalt 
Gas (35%), Mineralöl (21,1%) 
und Strom (19,2%). Die Industrie 
verbraucht zu 37,5 Prozent Gas 
und zu 31 Prozent Strom. 
 
Folgende Hauptthemen beschäfti-
gen uns derzeit: Der Klimaschutz 
einerseits und zum anderen die 
Importabhängigkeit mit der Preis-
entwicklung. Während beim 
 Verbrauch von Braunkohle zum 
Beispiel 399g CO2 pro Kilowatt-
stunde entsteht, sind es beim Erd-
gas 201g CO2/KWh. Daher steht 
der Ausstieg aus der Braunkohle 
zuerst an. Erdgas hat sich bereits 
Mitte 2021 am Terminmarkt deut-
lich verteuert, die Gasspeicher 
wurden nicht gefüllt. Dies wurde, 
koste was es wolle, Mitte bis 
Ende 2022 nachgeholt. Eine Gas-
mangellage werde abhängig vom 
Wetter sein, bereits ab einer Kalt-
phase von über vier Wochen 
schätzte Tanja Haas die Situation 
als kritisch ein. 
 
Durch die Liberalisierung des 
Strommarktes haben wir einen 
Marktpreis, der durch Angebot 
wie Rohstoffpreise, Witterung 
oder technische Verfügbarkeit und 
Nachfrage durch Witterung, Zeit 
oder Konjunktur bestimmt wird. 

Energie 

Raus aus der Komfortzone
Weiter habe die Liberalisierung zu 
einer sehr hohen Zahl von Markt-
teilnehmern geführt, die teilweise 
unterschiedliche Interessen 
haben. Preistreiber, sagte Haas, 
sei auf jeden Fall die Stromerzeu-
gung, für das Jahr 2023 wird ein 
Strompreis von 0,50 Euro pro 
 Kilowattstunde erwartet. 
 
Heinz Wraneschitz, Diplominge-
nieur und Journalist, erläuterte 
den politischen Plan, dass bis 

2045 nur noch erneuerbare Ener-
gie, vorzugsweise Strom als Nutz-
energiequelle, eingesetzt werden 
soll. In Bayern hänge man bei der 
Windenergie nach, sagte Wrane-
schitz. Kleine Flusskraftwerke 
wurden vor langer Zeit stillgelegt. 
Bei Solartechnik sei man so gut 
aufgestellt, dass man im Sommer 
den Strom teilweise nicht einspei-
sen könne. Wenn bis 2030 die 
 Solarenergie verdoppelt werden 
soll, dann erfordere dies Speicher-
technologie. Nur so können „Pha-
sen der Dunkelflaute“, wie wir sie 
derzeit erlebten, überbrückt wer-
den. Als künftiger Hoffnungsträ-
ger wird der Wasserstoff gesehen. 
 
Doch welche Lösungsansätze 
 bieten sich sofort an? Einspar-
möglichkeiten gibt es im Haushalt 
durch die Erneuerung alter Heiz-
anlagen, den Ersatz von alten 
Fenstern mit Einfachverglasung 
und die Dämmung. Aber auch 
kleine Dinge wie ein Radiowecker 

spielen beim Strombedarf eine 
Rolle, denn er brauche in 24 Stun-
den mehr Strom als zwölf Minu-
ten mit dem Staubsauger saugen. 
Jeder Einzelne und jedes Unter-
nehmen sei gefordert, sich an der 
Energiewende zu beteiligen: „Wir 
müssen hier raus aus unserer 
Komfortzone“, so sein Apell. 
 
In der anschließenden Diskussion 
wurde für Städte der Ausbau der 
Fernwärme als Lösungsansatz 

eingeschätzt, wobei man das Gas 
durch Wasserstoff ersetzen könne. 
Zweiter wichtiger Ansatz der 
Energiewende in der Stadt ist der 
Ausbau des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV). Für das 
Land und das klassische Einfami-
lienhaus sind die empfohlenen 
Wege Solartechnik, E-Auto und 
Wärmepumpe. Dezentrale Ener-
gie-Lösungen sollten das Ziel 
sein. Dem stünde aber die Macht 
der Übertragungs-Netzbetreiber 
mit ihren oft ausländischen 
 Anteilseignern entgegen. 
 
Da Energie auf absehbare Zeit 
teuer bleiben werde, sei es umso 
wichtiger, dass auf den sozialen 
Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft geachtet wird. Die Diskus-
sion war so spannend, dass 
 spontan eine Fortsetzung des 
 Seminars als Reihe vereinbart 
wurde. W 

 
Ulrich Bareiß

Kurz notiert 

Betriebliche 
 Gestaltung von KI 
In der Reihe zur Künstlichen 
 Intelligenz des ver.di-Bereichs 
Innovation und Gute Arbeit 
steht am 21. März 2023 von 
14.30 Uhr bis 16 Uhr das Bei-
spiel Telekom im Mittelpunkt. 
Dabei sollen  Gestaltungs -
hinweise für Betriebe gegeben 
werden: Was können Gewerk-
schaft und gesetzliche Interes-
sensvertretungen unterneh-
men, um gute Arbeitsbedin - 
gungen beim Einsatz von KI zu 
erringen? Bei der Online-Veran-
staltung bleibt nach den Vor-
trägen Zeit für Fragen und 
 Diskussion. Bitte anmelden bis 
13. März. W 
https://kurzelinks.de/fn6t  
 
 

DGUV:  Service -
portal erleichtert 
Meldung 
Ein neues Serviceportal der 
Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung erleichtert die 
Meldung an Unfallkassen und 
Berufsgenossenschaften. Das 
neue Webportal macht mehr 
als 30 Leistungen der gesetzli-
chen Unfallversicherung für 
Unternehmen und Versicherte 
zugänglich. W 
https://kurzelinks.de/363l  
 

 

Globaler H2-
 Potenzialatlas 
 
Nachhaltige Standorte in der 
Welt für die grüne Wasserstoff-
wirtschaft von morgen: techni-
sche, ökonomische und soziale 
Analysen zur Entwicklung 
eines nachhaltigen globalen 
Wasserstoffatlasses bietet  
die Website des Fraunhofer-
 Instituts für System- und 
 Innovations forschung ISI mit 
Unterstützung des  Bundes -
ministeriums für Bildung und 
 Forschung. W 
https://www.hypat.de/  
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Das gültige bundesdeutsche 
Klimaschutzgesetz (KSG) 
 fordert unter anderem Wärme-
planung und Klimaschutzma-
nagement von den Kommu-
nen. Doch die bekommen vom 
Bund dafür kein Geld. Denn 
das Grundgesetz (GG) verhin-
dert bislang die direkte Bun-
des-Finanzierung laufender 
kommunaler  Klimaschutz -
aufgaben.  
 
Für die Hamburger Verwaltungs-
juristinnen Roda Verheyen und 
Katharina Hölzen ergibt sich die 
fast logische Konsequenz: „Eine 
Grundgesetzänderung. Die 
 finanzverfassungsrechtlichen 
 Regelungen des GG sind an die 
rechtlichen und tatsächlichen 
 Verhältnisse und an die durch das 
Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) vorgegebenen Aufgaben 
anzupassen.“ So ist es auf Seite 
53 des Rechtsgutachtens nachzu-
lesen, das die beiden Juristinnen 
im Auftrag der Umweltorganisa-
tionen Germanwatch und Klima-
Allianz Deutschland erstellt 
haben. 
 
„Wir sind verpflichtet, Schaden 
von der Bevölkerung abzuwen-
den. Doch damit Klimaschutz und 
Klimaanpassung zur Standardauf-
gabe von uns Kommunen werden 
kann, damit wie vereinbart die 
Klimaneutralität bis 2035 Realität 
wird, braucht es mehr Unterstüt-
zung von Bund und Ländern, eine 
verstetigte Förderung“, erklärt 

Andreas Wolter, im Hauptberuf 
Bürgermeister von Köln und 
 ehrenamtlicher Vorsitzender des 
Klimabündnis. Offiziell heißt der 
Verein „Klima-Bündnis der euro-
päischen Städte mit indigenen 
Völkern der Regenwälder/Alianza 
del Clima“. Rund 600 deutsche 
Kommunen sind Mitglieder und 
damit 54 Prozent der hiesigen Be-
völkerung. Die insgesamt etwa 
2000 Mitgliedskommunen aus 25 
europäischen Ländern haben am 
8. September 2021 die „Erklärung 
von Wels“ verabschiedet. Mit die-
ser „Charta der Klima-Bündnis-
Mitglieder“ haben sie nach eige-
nem Bekunden „ein Zeichen für 
ambitionierten Klimaschutz“ 
 gesetzt. 
 
Doch bei einer Pressekonferenz 
Mitte Januar 2023 war Wolter die 
kommunale Hilflosigkeit anzumer-
ken, aus diesem Charta-Zeichen 
praktizierten Klimaschutz zu ma-
chen: „Leuchtturmprojekte sind 
nicht mehr opportun. Arme Kom-
munen haben gar keine Kapazitä-
ten für Förderanträge. Das hat die 
Praxis der letzten Jahre gezeigt.“ 
Und so setzt er große Hoffnung 
auf die Wirkung des Gutachtens: 
„Es zeigt, mit entsprechendem 
politischem Willen ist es  grund -
gesetzlich möglich, Klimaschutz 
 flächendeckend umzusetzen.“ 
 
ver.di, IG BAU und DGB dabei 
 
Wohl auch deshalb war der 
 Klima bündnis-Vertreter genauso 
bei der Präsentation der 64-seiti-
gen Rechtsanalyse dabei wie 
Christoph Schmitz. Das ver.di-Vor-
standsmitglied vertrat neben der 
eigenen auch noch die Partnerge-
werkschaft IG BAU sowie den 
Deutschen Gewerkschaftsbund 
DGB insgesamt. Schmitz be-
kannte: „Wir Gewerkschaften 
sind dankbar für das Gutachten. 
Statt eines Kooperationsverbots 
fordert es ein Kooperationsgebot 
ein.“ Erst mit ausreichenden Mit-
teln seien Kommunen und kom-
munale Unternehmen in der Lage, 

„ihre zentralen Rollen bei der Kli-
mawende zu erfüllen“. Um Ener-
gieversorgung und ÖPNV zu de-
karbonisieren, brauche es sowohl 
für Infrastruktur wie für Fach-
kräfte in Verwaltung und Kommu-
nalunternehmen genügend Geld. 
 
„Ohne Kapazitäten wird Klima-
schutz nicht gelingen“, bestätigte 
Barbara Metz, die Geschäftsfüh-
rerin der Deutschen Umwelthilfe 
(DUH). Sie weiß, natürlich auch 
aus den Erfahrungen vieler DUH-
Prozesse gegen Städte, die Schad-
stoffgrenzwerte nicht einhalten: 
„Kommunen rücken immer 
 stärker in den Fokus, wenn die 
Maßnahmen umgesetzt werden 
 müssen.“ Dabei bekennt sie, dass 
Kommunen oft weder finanzielle 
noch personelle Ressourcen 
haben. „In der Berliner Blase wird 
von ganzheitlichen Lösungen 
 fabuliert. Aber alles muss von An-
fang an mitgedacht werden“ – 
gerade die Finanzierung. Klima-
schutz müsse „jetzt in der Fläche 
umgesetzt werden. Es ist eine 
 Gerechtigkeitsfrage, dass er allen 
zugutekommt.“ 
 
Juristin Roda Verheyen, eine der 
beiden Autorinnen des Rechtsgut-
achtens, fasste die Analyse so 
 zusammen: „Der Bund verstößt 
gegen grundgesetzlich verein-
barte Klimaschutzziele.“ Die 

„Krater zwischen Zielerreichung 
und Zielsetzung“ seien gerade im 
Gebäude- und Verkehrsbereich 
sichtbar. Die Aufgabe Klimaschutz 
habe das  Bundesverfassungs -
gericht (BVG) den Kommunen 
klar zugewiesen. „Doch wir 
haben letztlich eine dem Problem 
völlig unangemessene Gesetzes-
lage und sehr viele überschuldete 
Kommunen.“ 
 
Verheyens klare Feststellung: Der 
Bund habe Klimaschutz zur 
Pflichtaufgabe per Bundesgesetz 
gemacht, „er überträgt Aufgaben 
durch die Länder auf die Kommu-
nen, aber beteiligt sich nicht.“ 
Deshalb wäre „die sauberste und 
effektivste Lösung eine  Grund -
gesetzänderung. Die Finanzie-
rungsgewalt sollte bei den Län-
derparlamenten bleiben, um 
zentralistische Tendenzen zu 
 verhindern.“ Die Kommunen be-
hielten den Spielraum für die kon-
krete Umsetzung. „Mischfinanzie-
rung für Klimaschutz kann zu 
schnellen Lösungen beitragen“, 
gab sich die Juristin überzeugt. 
Aber auch: „Ohne Grundgesetz-
änderung bleibt das Bundeskli-
maschutzgesetz ein Papiertiger.“ 
W 

 

Heinz Wraneschitz 
Journalist, Ingenieur, ver.di-Mitglied 
 

Gutachten 

Klimaschutz nur durch Grundgesetzänderung? 
Klimabündnis und Gewerkschaften fordern mehr Unterstützung für die Kommunen 

Mehr Infos: 
Eine Darstellung der juristi-
schen Möglichkeiten bietet die 
Langfassung:  
https://kurzelinks.de/qnke  
Klimaschutzgesetz (KSG): 
https://kurzelinks.de/a43f  
Rechtsgutachten kommunaler 
Klimaschutz:  
https://kurzelinks.de/a1mo  
Klimabündnis der Städte 
www.klimabuendnis.org   

Fo
to

: H
ei

nz
 W

ra
ne

sc
hi

tz

Solaranlage im Bau bei Wilhermsdorf im Landkreis Fürth

5



In Nürnberg fand Mitte Januar 
2023 die Delegiertenkonferenz 
des mti Bayern statt. Insge-
samt fünf Bezirke haben örtli-
che Bezirksvorstände gewählt 
und Delegierte entsandt.  

Bezirke, in denen es keine Vertre-
tung der Personengruppe Meis-
ter*innen, Techniker*innen, Inge-
nieur*innen (mti) gibt, haben die 
Möglichkeit, je einen Vertreter in 
den mti Landesbezirksausschuss 

mti Bayern 

Neuer Vorstand 
gewählt

Informationen für Mitglieder in Industrie und mti (Meister*innen, Techniker*innen, Ingenieur*innen)  Februar 2023

zu entsenden. Die nominierten 13 
Kandidat*innen der Bezirke für 
den Landesbezirksausschuss wur-
den von den Delegierten einstim-
mig gewählt. 
 
Zum neuen Vorsitzenden des mti-
Landesbezirksausschusses wurde 
in der konstituierenden Sitzung 
des neugewählten mti- Landes -
bezirksausschusses Ralf Schind-
ler-Renck gewählt. Sein Stellver-
treter ist Marcus Rupprecht, die 
drei Beisitzer des Vorstandes sind: 
Andre Mielke, Kai Glauner, Holger 
Joschko. 
 
Ulrich Bareiß gab mit seinem Ge-
schäftsbericht für den erkrankten 
Vorsitzenden Wolfgang Pertramer 
einen Rückblick auf die vergan-
gene Wahlperiode. Er selbst 
stellte sich nicht mehr zur Wahl 
und wünscht sich, dass aktive, im 
Berufsleben stehende Kolleg*in-

 nen den mti abbilden. Bareiß 
 bedankte sich für die gute Zusam-
menarbeit bei den Hauptamtli-
chen Carmen Klein, Peter Schmitt-
Moritz, Norbert Flach und Sinan 
Öztürk.  
 
Bundesvorstandsmitglied Chris-
toph Schmitz, Leiter des  Fach -
bereichs A Fachbereich Finanz-
dienste, Kommunikation und 
Technologie, Kultur, Ver- und Ent-
sorgung und zuständig für die 
Personengruppe mti, sprach in 
seiner Rede von herausfordern-
den Zeiten. Die Entlastungsmaß-
nahmen der Regierung werden 
daher begrüßt. Zu den Tarifrunden 
sagte Schmitz, ver.di wolle nicht 
nur die Reallöhne verbessern, 
sondern die Lebensbedingungen. 
Die Digitalisierungsprozesse will 
ver.di mit seinen Mitgliedern aktiv 
begleiten und mitgestalten.  W                               

ub

In der Berliner Hybrid-Veran-
staltung „Basi im Dialog – 
 Risiken der Arbeitswelt von 
morgen“ wurden live und on-
line die verschiedenen Wege 
diskutiert, wie die Zukunft  
der Arbeit und ihre Risiken er-
mittelt werden können. 
 
In einer Podiumsdiskussion wur-
den Trends für die zukünftigen 
 Arbeitsplätze diskutiert durch Ver-
treter  
• der Bundesarbeitsgemeinschaft 

für Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit (Basi),  

• des Instituts für Arbeitsschutz 
(IFA),  

• der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung (DGUV) und  

• der Europäischen Agentur für Si-
cherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz (EU-OSHA). 

 
Zunächst ging es um die verschie-
denen Wege, wie die Zukunft der 
Arbeit und Risiken von morgen 
ermittelt werden. Im Mittelpunkt 
stand das dreigliederige  Präven -
tionsradar der DGUV. 

Neben dem Risikoobservatorium, 
bei dem im Fünf-Jahres-Rhythmus 
durch Expertenbefragungen bran-
chenspezifische Trends ermittelt 
werden, und dem „Themenmoni-
tor“, mit dem aktuelle Präventi-
onsmaßnahmen evaluiert werden, 
ist für uns als ver.dianer*innen 
die „Trendsuche“ von besonde-
rem Interesse. Hier können Ent-
wicklungen in der Arbeitswelt, 
von denen angenommen wird, 
dass sie sich auf die Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit 
auswirken, direkt zur Bewertung 
an das IFA gemeldet werden.  
 
Es folgte eine umfangreiche Dis-
kussion über Risiken und Mög-
lichkeiten insbesondere der „De-
mografie – Dekarbonisierung – 
Digitalisierung“. Fazit war, dass 
diese drei „D“ nicht mehr Prog-
nose sind, sondern in jedem Falle 
kommen werden. Aufgabe ist es 
nun, die Betriebe hierfür resilient 
zu machen – wobei Resilienz 
nicht nur als Anpassungs- oder 
Widerstandsfähigkeit verstanden 
werden sollte, sondern die Fähig-

keit einschließt, die kommenden 
Veränderungen anzunehmen und 
als Chance zu begreifen.  
 
Für uns als gewerkschaftlich or-
ganisierte technische Fachkräfte 
erkennt man hier (erneut) die 
hohe Wichtigkeit des Themas der 
beruflichen Weiterbildung. Denn 
egal, ob sich unsere Arbeit durch 
die Digitalisierung verändert, ob 
sich uns durch die Dekarbonisie-
rung neue Arbeitsfelder anbieten 
oder durch die Demografie beson-

dere Aufstiegsmöglichkeiten er-
schließen, ohne Qualifizierung 
wird es nicht gehen. Dies zeigt, 
dass wir bei ver.di mit Projekten 
wie zum Beispiel dem mendi.net 
auf dem richtigen Weg für unsere 
Kolleg*innen sind. W 
 
Kai Glauner 
mti Bezirk München 
 
www.basi.de/basi-im-dialog/ 
https://kurzelinks.de/s31t 
https://verdi-mendi.net/ 

Trends für die Zukunft 

Risiken der Arbeits- 
welt von morgen

Fachkräfte- und Nachwuchs-
mangel waren die wichtigsten 
Themen des jährlichen Treffens 
der InteressenGemeinschaft 
Geodäsie (IGG). Zur IGG gehö-
ren der Bund der Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieure 
(BDVI), der Verband Deutscher 
Vermessungsingenieure (VDV) 
und der DVW, ursprünglich 
Deutscher Verein für Vermes-
sungswesen. 
 
Die IGG solle deshalb das Poten-
zial ausländischer Vermessungs-

experten thematisieren. Die 
Ausbildungsquote im Vermes-
sungs- und  Geoinformations -
wesen müsse gesteigert wer-
den, auch im Hinblick auf ein 
Studium. Deshalb soll ein Kon-
zept für eine duale Ausbildung 
in Betrieb und Hochschule ent-
wickelt werden. Betriebe, die 
erstmals ausbilden,  sollen unter-
stützt und die bestehenden 
 Werbemaßnahmen zur Nach-
wuchsgewinnung besser ver-
netzt werden. W 

                                                             sus 

Geoinformationen 

Duales Studium gegen 
 Nachwuchsmangel
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Intakte Meere sind  maß -
geblich für Klimaschutz und 
 Bio diversität. Schutz, Sicher-
heit und nachhaltige Nutzung 
der Ozeane sollen in Einklang 
gebracht werden, so lauten 
die Ziele im Koalitionsvertrag 
der aktuellen Bundesregie-
rung.   
 
Für das Sofortprogramm zur 
 Bergung und Vernichtung von 
Munitionsaltlasten in Nord- und 
Ostsee werden 2023 zusätzliche 
Mittel in Höhe von 100 Millionen 
Euro bereitgestellt. Nach Ankün-
digung der Bundesumweltminis-
terin Steffi Lemke (Grüne) soll 
noch in diesem Jahr mit dem Bau 
einer Spezialplattform zur 
 Bergung von alter  Weltkriegs -
munition begonnen werden. 
 
In der deutschen Nord- und Ost-
see lagern Altlasten von rund 1,6 
Millionen Tonnen konventioneller 
Munition und etwa 5000 Tonnen 
chemischer Kampfstoffe, die in 
den beiden Weltkriegen durch 
 Militäroperationen oder danach 
durch Verklappung versenkt wur-
den. Diese gefährden Schiffsver-
kehr, Fischerei, Tourismus, Men-
schen an Stränden sowie die 
Meeresumwelt und behindern 
Offshore-Installationen und See-
kabel-Verlegungen. Bei den 
Schadstoffbelastungen durch kon-
ventionelle Munition besteht das 
eigentliche Problem darin, dass 
die Metallhüllen der Munitions-
körper mit der Zeit durchrosten 
und dabei die enthaltenen Schad-
stoffe in die Meeresumwelt frei-
setzen. 
 
Bei den Schadstoffen handelt es 
sich bei konventioneller Munition 
um sogenannte Sprengstoff-typi-
sche Verbindungen (STV). Insbe-
sondere TNT und seine  Metaboli-
ten  sind als  Nitro aromaten giftig, 
krebserzeugend und erbgutverän-
dernd. Neben den Sprengstoff-
 typischen Verbindungen enthält 
diese Munition auch Schwerme-
talle wie Quecksilber.  

Bei der Schadstoffbelastung 
durch chemische Munition ist be-
kannt, dass in der Ostsee deutlich 
mehr chemische Munition (rund 
5000 Tonnen) versenkt wurde als 
in der Nordsee (etwa 90 Tonnen 
im „Helgoländer Loch“). Chemi-
sche Kampfstoffe stören die 
 physiologischen Funktionen des 
menschlichen Organismus derma-
ßen, dass die Kampffähigkeit der 
Soldaten beeinträchtigt oder 
sogar der Tod herbeigeführt wird. 
Sie wurden im Ersten Weltkrieg 
eingesetzt, im Zweiten Weltkrieg 
nur produziert.  
 
Mit Ausnahme von Tabun sind 
alle genannten Kampfstoffe 
schwerer als Meerwasser oder 
zersetzen sich im Wasser. Versenk-
ter Kampfstoff zeigt in der Regel 
keine Tendenz, an die Meeres-
oberfläche aufzusteigen und dort 
verdriftet zu werden. Bei der Re-
aktion der Kampfstoffe mit Was-
ser durch Hydrolyse entstehen 
weniger toxische Stoffe. Ausnah-
men stellen Zäh-Lost ( Mischung  
von S-Lost mit Verdickungsmittel) 
und arsenhaltige Verbindungen 
dar. Zäh-Lost (und in geringerem 
Maße auch normales S-Lost) kann 
auch längere Zeit nach Freiset-
zung aus Munitionsbehältern in 
Form von mehr oder weniger 
 großen, elastischen Brocken auf-
treten und noch seine volle Wirk-
samkeit als Hautkampfstoff ent-
falten. Die arsenhaltigen 

Verbindungen Clark I, Clark II und 
Adamsit können aufgrund ihrer 
Beständigkeit längerfristig im 
 marinen Milieu existieren und im 
Sediment lokal in höheren Kon-
zentrationen verbleiben. Weißer 
Phosphor fand als Wirkmittel in 
bestimmter Brandmunition Ver-
wendung, Er stellt eine Modifika-
tion des elementaren Phosphors 
dar und entzündet sich bei 20 bis 
40 Grad Celsius mit Sauerstoff 
von selbst und brennt mit bis zu 
1300 Grad  Celsius.  
 
Die meisten der bekannten Un-
fälle mit Kampfstoffen wurden 
durch Zäh-Lost rund um das Ver-
senkungsgebiet östlich der däni-
schen Ostseeinsel Bornholm ver-
ursacht, wobei Klumpen von 
Zäh-Lost in Fischernetze gerieten. 
Darüber hinaus werden regelmä-
ßig Brocken von weißem Phos-
phor, die wie Bernstein aussehen, 
an deutsche Strände gespült, ins-
besondere bei Usedom, wo mehr 
als 1,2 Tonnen durch Fehlwürfe 
von Brandbomben ins Meer ge-
langten. Hier weisen Warntafeln 
die Urlauber auf die Gefahren hin.  
 
mti: Maßnahmen  benannt 
 
Die mti-Kolleg*innen in den 
ver.di-Bezirken Nordwest und 
Kiel-Plön haben sich seit Länge-
rem mit der Bergung von Muniti-
onsaltlasten befasst und hierzu 
erforderliche Maßnahmen be-

nannt. Die Minenräumung ist bis-
her nicht umweltschonend und 
nur punktuell durch „Handarbeit“ 
möglich. Durch Sprengungen wer-
den Meereslebewesen (darunter 
streng geschützte Schweinswale) 
getötet. Die Freisetzung von 
Sprengungsrückständen führt zur 
Verteilung und Gefährdung im 
Meer. Viele kleinere Firmen erledi-
gen bisher die Räumungsarbeiten 
für die Kampfmittelräumdienste, 
ohne dass eine systematische Er-
fassung und Evaluation der Maß-
nahmen erfolgt. Dabei gibt es 
heute bereits modernere Techno-
logien für die Bergung und Besei-
tigung der Altlasten.  
 
Diese Verfahren müssen jetzt aus 
der „Forschungsecke“ heraus auf 
eine effiziente, industrielle Ebene 
gehoben werden. Aktuell gibt es 
verschiedene Netzwerke, die sich 
um diese technischen Aspekte 
von Altmunition im Meer küm-
mern. Das Netzwerk Munitect 
(Kiel, Rostock) unterstützt etwa 
den Transfer von Technologie zu 
Detektion und Räumung in die 
unternehmerische Praxis, bei-
spielsweise durch die Initiierung 
angewandter Forschungsprojekte.  
 
Es müssen zeitnah Aufträge an 
qualifizierte heimische Werft-
 Unternehmen in der Küstenregion 
vergeben werden. Trotz der 
 Budget-Erhöhung im Munitions-
altlasten-Sofortprogramm bleibt 
es  abzuwarten, inwieweit die 
 rest lichen Finanzmittel für den 
Bau einer Spezialplattform durch 
Bund und Länder noch in diesem 
Jahr zur Verfügung gestellt 
 werden, so die Kritik der mti-
 Kolleg*innen aus den betroffenen 
ver.di-Bezirken. W 

 

Heinz-Peter Haase 
Mitglied im mti-Landesbezirksausschuss 
Nord, DVPI  

Mehr Informationen, auch zur 
Chemie der Altlasten: 
https://kurzelinks.de/t4cm 

Akueller Meeresschutz 

Munitionaltlasten in Nord- und Ostsee: 
eine tickende Zeitbombe
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wir reden mit

Informationen für Meister*innen, Techniker*innen und Ingenieur*innen in ver.di Dez. 2020

Ingenieurinnen und Ingenieure 
wollen mit dem Projekt „Building 
Outside the Box“ die Transforma-
tion der Baubranche voranbrin-
gen. Auch die Forderung nach 
 Anhebung der Schwellenwerte im 
Vergaberecht der Europäischen 
Union (EU) besteht. Um das 
Bauen einfacher, schneller und 
günstiger zu ermöglichen, soll mit 
dem Gebäudetyp E das enge 
 Korsett von Normen und Regeln 
im Sinne von „Einfach Bauen“ 
aufgebrochen werden. Die Bau-
branche sei bereit für den Wandel, 
so Gebbeken. 
 
Cradle to Cradle (C2C) 
 
Nora Sophie Griefahn, Umwelt-
wissenschaftlerin und Vorsitzende 
der „Cradle to Cradle NGO“, 
steht für „Vom Ursprung zum 
 Ursprung“. Das sei gerade für die 

Der 31. Bayerische Ingenieuretag 
in der Alten Kongresshalle Mün-
chen stand unter dem Motto „Die 
Welt im Umbruch - Digitale und 
ökologische Transformation der 
Bauwirtschaft“. Die Situation  
der Bauwirtschaft beschrieb der 
 Präsident der Bayerischen Inge-
nieurekammer-Bau, Professor Dr. 
 Norbert Gebbeken. Er hob die 
 Bedeutung der Bauwirtschaft im 
 Vergleich zur Autoindustrie beim 
Ziel der Klimaneutralität hervor. 
 
Dies sei nur mit der Bauwirtschaft 
möglich, erläuterte Gebbeken. So 
arbeiten in der Baubranche mit 
911.000 Beschäftigten mehr Men-
schen als in der Autoindustrie mit 
786.000 Beschäftigten. Auch in  
der Wirtschaftsleistung schlägt der 
Bau mit 482 Milliarden Euro die 
Autoindustrie mit 411 Milliarden 
Euro. Der Bau ist für 40  Prozent 
des CO2-Ausstoßes verantwortlich, 
mehr als der Verkehrssektor. Die 
digitale und ökologische Transfor-
mation der Bauwirtschaft ist daher 
das Ziel. Dazu der  Maßnahmen -
katalog „Sustainable Bavaria“ 
mit sechs Sofortmaßnahmen: BIM 
Methode (Building Information 
Modell) anwenden, Kreislaufwirt-
schaft voranbringen,  Lebens  zyklus -
basierte Planung einfordern, 
Nachhaltigkeit beschleunigen, 
Klima-angepasste Städte fördern, 
gemeinsame Klimabegeisterung 
erzeugen. 
 
Die Baubranche habe die Chance, 
Gamechanger zu werden. Junge 

Digitale und ökologische 
Transformation
Klimaneutralität ist nur mit der Bauwirtschaft möglich. Der Bau ist für 40 Prozent des CO2-Ausstoßes 
verantwortlich. Fast 55 Prozent des Müllaufkommens kommen vom Bau.

Bayerischer Ingenieuretag 

Bauwirtschaft von Bedeutung, 
denn 54,7 Prozent (209 Millionen 
Tonnen) des Müllaufkommens 
verursacht die Bauindustrie, 90 
Prozent der inländischen Minera-
lien werden von ihr verbraucht.  
 
Klimaneutralität (Ziel Zero) reiche 
nicht. Das Ziel müsse ein positiver 
Fußabdruck sein. Unser Denken 
müsse auf das Nutzungsszenario 
eines Produkts gerichtet sein. 
Griefahn: Gebrauchsprodukte sind 
technische Wertstoffspeicher, 
daher ist Rücknahme und Rück-
bau nach Gebrauch zu berück-
sichtigen.  
 
Die Digitalisierung ermögliche, di-
gitale Stoffströme zu beobachten, 
von der Rohstoffquelle über die 
Qualität des Wertstoffs, additive 
Verbindungen und Abbaupro-
dukte. Und die Digitalisierung 

 ermögliche, den tatsächlichen 
Wert mit qualitativen Aspekten zu 
begreifen. 
 
Das Ziel für C2C-Gebäude sei 
 klimapositiv. Sie reinigen Wasser 
und Luft. Anhand eines Büroge-
bäudes in Venlo zeigte sie die 
 Vorteile des C2C-Baus. Bei einem 
Bauvolumen von 50 Millionen 
Euro wurden davon 3,4 Millionen 
in Nachhaltigkeit investiert. Über 
eine Laufzeit von 40 Jahren flös-
sen 16,9 Millionen Euro an Ertrag 
zurück. Das Gebäude sei „eine 
Materialbank“ und verbrauche 
von der erzeugten Energie nur ein 
Drittel. Die Luft im Gebäude sei 
besser als im Freien. Der Kranken-
stand der Nutzer*innen ging um 
ein Viertel zurück.  Daher forderte 
sie, öffentliche Gebäude entspre-
chend dem C2C-Zertifikat zu 
bauen. Ein Leitfaden für Kommu-
nen ist von Cradle to Cradle (C2C) 
inspiriert und hat Klima- oder 
Energieneutralität für öffentliche 
Gebäude zum Ziel. 
 
Auf die Erdbebenkatastrophe in 
der Türkei angesprochen, erwi-
derte Gebbeken, dass die Kompe-
tenz zum Erdbebenschutz in der 
Türkei vorhanden sei, es jedoch an 
der Umsetzung hapere. Griefahn 
meinte, auch die Materialauswahl 
beim Bau sei ein Grund für den 
Einsturz der Gebäude. W 

 Ulrich Bareiß & Christian Humburg 

Zum ausführlichen Bericht: 
https://kurzelinks.de/kzsv 
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